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Stellungnahme 
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Zu dem mit Schreiben vom 1. Oktober 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes über Not-

fallmaßnahmen für Bundesstraßen - Bundesstraßennotfallgesetz (BStNG) wird wie folgt Stellung 

genommen: 

 

Der vorliegende Entwurf ist grundsätzlich zu unterstützen, da nach Wortlaut und Erläuterungen 

sämtlichen Krisenszenarien in Bezug auf die Energieversorgung und den daraus resultierenden Ge-

fahren für den Straßenverkehr im Bundesstraßennetz von einer Energiemangellage (Energielen-

kungsgesetz), Großstörungen im Stromnetz bis hin zu einem klassischen Blackout im Sinne der Ver-

ordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie für den 

Übertragungsnetzbetrieb Rechnung getragen wird. 

 

Seitens des Landes Wien werden folgende Punkte für eine Diskussion angeregt: 

 

a) Es sollte angedacht werden, den Geltungsbereich dieses geplanten Bundesgesetzes - neben 

Bundesstraßen - auch auf Eisenbahnstrecken zu erstrecken, da die Gründe durchaus ver-

gleichbar sind. 

b) Angeregt wird, dass zwecks optimaler Koordination für Maßnahmen im Falle von Flächenab-

schaltungen der Stromnetze, ein Vertreter des Bundesministeriums für Innovation, Mobilität 

und Infrastruktur dem Energielenkungsbeirat des Bundes anzugehören hat. 

c) Bei der Ausarbeitung von Notfallmaßnahmen für Bundesstraßen sollte im Gesetz verpflich-

tend vorgesehen sein, dass der*die Bundesminister*in für Innovation, Mobilität und Infra-

struktur die Bundesländer einzubeziehen hat. 

 

Verfassungsrechtliche Anmerkungen: 

 

Zu § 1 Abs. 1 (in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 1): 
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§ 1 Abs. 1 lautet: 

„§ 1 (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Innovation, Mobilität und Infrastruktur 

kann für den Bereich des Bundesstraßennetzes durch Verordnung im Falle einer unmittelbar dro-

henden oder bereits eingetretenen großräumigen Störung der Energieversorgung der Bundesstra-

ßeninfrastruktur oder zur Behebung der Folgen einer eingetretenen Störung unbedingt erforderli-

che Maßnahmen anordnen.“ 

 

§ 2 Abs. 1 Z 1 lautet: 

„§ 2. (1) Zu verordnende Maßnahmen sind 

1. die Außerkraftsetzung der Mindeststandards im Bereich Tunnelsicherheit, welche gemäß dem 

Bundesgesetz über die Sicherheit von Straßentunneln (Straßentunnel-Sicherheitsgesetz - STSG), 

BGBl. I Nr. 54/2006 in der jeweils geltenden Fassung, und der Richtlinien und Vorschriften für das 

Straßenwesen (RVS) festgelegt wurden, entsprechend den technischen Möglichkeiten;“ 

 

Das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) legt fest, dass die Rechtssetzung grundsätzlich in Form von 

Gesetzen zu erfolgen hat. Nur in bestimmten Fällen darf Rechtssetzung auch durch selbständige 

Verordnungen erfolgen (vgl. etwa Art. 18 Abs. 3, Art. 97 Abs. 3 und Art. 118 Abs. 6 B-VG). Daneben 

sieht Art. 18 Abs. 2 B-VG vor, dass Verwaltungsbehörden innerhalb ihres Wirkungsbereichs Verord-

nungen „auf Grund der Gesetze“ erlassen dürfen. Diese sogenannten Durchführungsverordnungen 

dürfen gesetzliche Bestimmungen lediglich näher ausführen oder präzisieren (vgl. VfSlg. 11.547). Nur 

in Ausnahmefällen können Durchführungsverordnungen auch gesetzesändernden Charakter haben. 

 

Die in § 1 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 1 vorgesehene Ermächtigung erteilt dem*der Bundes-

minister*in für Innovation, Mobilität und Infrastruktur die Befugnis, durch Verordnung die gesetzlich 

festgelegten Mindeststandards des Straßentunnel-Sicherheitsgesetzes (STSG) außer Kraft zu set-

zen.  

 

Damit soll die Verordnung nicht bloß bestehende Gesetze ausführen oder präzisieren, sondern ein 

Gesetz inhaltlich abändern. Der maßgebliche Charakter der im Entwurf vorgesehenen Verordnungs-

ermächtigung besteht somit darin, dem Verordnungsgeber eine gesetzesändernde Kompetenz ein-

zuräumen. Grundsätzlich unterscheidet das B-VG zwischen Durchführungsverordnungen auf Grund-

lage des Art. 18 Abs. 2 B-VG einerseits und selbständigen Verordnungen andererseits (vgl. etwa 

Art. 18 Abs. 3, Art. 97 Abs. 3 sowie Art. 118 Abs. 6 B-VG). Daraus ergibt sich eine strikte Trennung 

zwischen den beiden Verordnungstypen.  

 

Angeregt wird, die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Verordnungsermächtigung zu prüfen und 

gegebenenfalls zu konkretisieren. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Z 1: 

 

§ 2 Abs. 1 Z 1 ermächtigt den*die Bundesminister*in für Innovation, Mobilität und Infra- 

struktur, in den in § 1 Abs. 1 und 2 genannten Fällen durch Verordnung gesetzliche Mindeststandards 

der Tunnelsicherheit, die im STSG sowie in den Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen 

(RVS) festgelegt sind, außer Kraft zu setzen. 
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Diese Bestimmung verweist dabei pauschal auf das gesamte STSG sowie auf die RVS, ohne zu kon-

kretisieren, welche Bestimmungen oder Standards betroffen sein sollen. Ein derart pauschaler Ver- 

weis auf andere Rechtsvorschriften ist verfassungsrechtlich unzulässig (vgl. VfSlg. 3130). 

 

Hinzu kommt, dass das STSG den Begriff „Mindeststandards“ nicht verwendet. Dadurch ist unklar, 

auf welche konkreten Regelungen sich die Ermächtigung bezieht. Es wäre daher erforderlich, präzise 

anzuführen, welche konkreten Sicherheitsbestimmungen - etwa bestimmte Anforderungen an Be-

leuchtung, Belüftung oder Notausgänge - für einen begrenzten Zeitraum herabgesetzt oder außer 

Kraft gesetzt werden dürfen. 

 

Schließlich stellt auch die Formulierung „entsprechend den technischen Möglichkeiten“ keine inhalt-

liche Begrenzung der Ermächtigung dar. Sie ist als „Leerformel“ zu qualifizieren, weil die technischen 

Möglichkeiten ohnehin stets den faktischen Rahmen des Handelns bestimmen und daher keine 

rechtliche Einschränkung bewirken. 

 

c) Zur Verhältnismäßigkeit: 

 

Es wird angeregt den Entwurf um eine Bestimmung zu ergänzen, die den Verordnungsgeber ver-

pflichtet zu prüfen, ob und in welchem Umfang mit der Herabsetzung der Mindeststandards Gefah-

ren verbunden sind. Vor Erlass der Verordnung sollte eine sorgfältige Abwägung erfolgen, welche 

Auswirkungen das Unterschreiten der Mindeststandards nach sich ziehen könnte. 

 

d) Zu den Kompetenzen der Länder und Gemeinden: 

 

Im Krisenfall sind regelmäßig koordiniert abgestimmte Maßnahmen erforderlich, die auch in die 

Kompetenzen der Länder und Gemeinden eingreifen können (etwa im Katastrophenschutz; siehe 

zum Beispiel das Wiener Katastrophenhilfe- und Krisenmanagementgesetz - W-KKG). Es ist dabei zu 

beachten, dass die Aufhebung von im Krisenfall vorgesehenen Sperren von Tunnelstraßen Rückwir-

kungen auf noch gesperrte Landesstraßen oder sonstige Verkehrsbereiche haben kann. Dies kann 

ein Einvernehmen oder zumindest eine Abstimmung mit den betroffenen Behörden erforderlich 

machen. Es wird angeregt, dies im Gesetz zu berücksichtigen. 

 

e) Zum Verhältnis zu anderen Gesetzen: 

 

Eine Klarstellung des Verhältnisses zwischen dem BStNG und dem Bundes-Krisensicherheitsgesetz 

(B-KSG) wäre wünschenswert. Fraglich ist, ob das BStNG als lex specialis gegenüber dem B-KSG zu 

verstehen ist oder parallel anzuwenden wäre. Ebenso sollte in den Erläuterungen verdeutlicht wer-

den, wie der Krisenbegriff des B-KSG zum Notfallbegriff des Entwurfs des BStNG in Beziehung steht, 

um Überschneidungen oder Auslegungskonflikte zu vermeiden. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 
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Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 64 (Zl. MA64-1336782-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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